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Aktenzeichen: 4- AZR 304-/83
Bundesarbeitsgericht 4-, Senat Beschluß vom 13. August 1985 

- 4- AZR 304-/83 -
I. Arbeitsgericht Bremen Urteil vom 16. Juni 1982 

- 7 Ca 7390/81 -
II. Landesarbeitsgericht Bremen Urteil vom 16. März 1983

- 2 Sa 203/82 -

Entscheidungsstichwort:
Tatbestandsberichtigung in der Revisionsinstanz

Gesetz:
ZPO § 320, § 314-

Leitsatz:

Die die Tatbestandsberichtigung regelnde Vorschrift des § 320 ZPO 
ist bei revisionsgerichtlichen Urteilen nicht anwendbar, da diese 
auf dem Tatbestand des Berufungsurteils beruhen und ihnen keine 
urkundliche Beweiskraft nach § 314- ZPO zukommt (in Übereinstimmung 
mit dem Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 27. Juni 1958 
- IV ZR'317/55 - LM Nr. 2 zu § 320 ZPO).

III. Bundesarbeitsgericht Urteil vom 13. Februar 1985 
- 4- AZR 304-/83 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:
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4 AZR 30V85 
2 Sa 203/82 Bremen

B e s c h 1 u 8

In Sache#

PP«

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts nach Zustimmung 
beider Parteien zur Entscheidung im schriftlichen Verfahren 
gemäß § 128 ZPO am 13. August 1985 beschlossen:

Der Antrag der Klägerin auf Berichtigung des Tat­
bestandes des Urteils des erkennenden Senats vom 
13* Februar 1985 - 4 AZR 304/83 - wird zurück­
gewiesen.
Diese Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei.

G r u n d  e :

Der Antrag der Klägerin auf Tatbestandsberichtigung ist 
form- und fristgerecht gestellt worden. Er ist Jedoch unbe­
gründet .
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Das folgt schon daraus, daß die Vorschrift des § 320 ZPO, 
auf die die Klägerin ihr entsprechendes Begehren stützt, bei 
revisionsgerichtlichen Urteilen nicht anwendbar ist. Revisions­
gerichtliche Urteile brauchen nämlich keinen Tatbestand, sondern 
beruhen auf dem Tatbestand des Berufungsurteils. Damit kommt dem 
Tatbestand revisionsgerichtlicher Urteile auch keine urkundliche 
Beweiskraft gemäß § 314- ZPO zu. Er hat vielmehr nur eine er­
läuternde Punktion und soll dem besseren Verständnis der Ent­
scheidung sgründe des Revisionsgerichts dienen (vgl. den Beschluß 
des Bundesgerichtshofes vom 27. Juni 1956 - IV ZR 317/55 - 
LM Nr. 2 zu § 320 ZPO sowie Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, 
ZPO, 43. Aufl., § 320 Anm. 2 B a mit weiteren Nachweisen).

Abgesehen davon hat der Senat in seinem Urteil den Hilfs­
antrag der Klägerin entgegen ihrem Vorbringen nicht unberück­
sichtigt gelassen. Vielmehr hat der Senat bei der Darstellung des 
Klagebegehrens im Tatbestand seines Urteils (S. 3) zweimal, und 
zwar einmal am Begipn der Darstellung des Vorbringens der Klägerin 
und außerdem bei der Wiederholung des Klageantrages, ausdrücklich 
hervorgehoben, daß die Klägerin auch, und zwar unbefristet für 
die Zukunft, schon für den Zeitraum ab 6. Mai 1980 die Fest­
stellung der Verpflichtung der Beklagten begehrt hat, an sie Ver­
gütung nach der VergGr. IV b BAT zu zahlen. Demgemäß hebt der 
Senat auch in seinen Entscheidungsgründen (s. 6 des Urteils) aus­
drücklich, hervor, daß die Klägerin Ansprüche sowohl nach der 
VergGr. IV a als auch nach der VergGr. IV b BAT verfolge, die 
jedoch unbegründet seien. Im übrigen bedürfen Rechtsausführungen 
einer Partei grundsätzlich keiner Aufnahme in die Tatbestände 
gerichtlicher Urteile. Soweit die Klägerin in diesem Zusammenhang 
darauf verweist, der Senat bringe nicht zum Ausdruck, daß sie sich 
gegenüber dem Arbeitsgericht auch auf den Abschnitt B der Ein­
gruppierungsrichtlinien gestützt habe, bestand dazu schon deswegen 
kein Anlaß, weil die Klägerin darauf in ihrer Revisionserwiderung 
nicht mehr eihgegangen ist und entsprechender neuer Tatsachen­
vortrag ohnehin nach § 561 ZPO in der Revisionsinstanz hätte unbe­
rücksichtigt bleiben müssen.
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Soweit der Senat weiter auf Seite 10 seines Urteils aus­
führt, die Klägerin sei seit dem 1. Juni 1976 als "Technische 
Lehrerin" tätig, handelt es sich entgegen der Annahme der 
Klägerin um die Darstellung einer Rechtsfolge und nicht um Tat­
sachenfeststellungen, so daß auch insoweit für einen Tatbestands- 
herichtigungsantrag kein Raum ist. Das ergibt sich einmal bereits 
daraus, daß sich die entsprechenden Ausführungen des Senats in 
den Entscheidungsgründen seines Urteils finden, außerdem aber 
auch daraus, daß der Senat den Rechtsbegriff der "Technischen 
Lehrerin", dem im vorliegenden Rechtsstreit erhebliche Bedeutung 
zukommt, in Anführungszeichen gesetzt und damit als solchen aus­
drücklich gekennzeichnet hat.

Uber den weiteren Antrag der Klägerin auf Ergänzung des 
Urteils des erkennenden Senats nach § 321 ZPO wird dieser 
gesondert entscheiden.

In Ermangelung einer anderslautenden kostenrechtlichen 
Vorschrift ergeht der vorliegende Beschluß gerichtsgebühren­
frei (vgl. Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, aaO, § 320 
Anm. 5 C und § 319 Anm. 3 B sowie Stein/Jonas/Schumann/Leipold, 
ZPO, 19. Aufl., § 320 Anm. VII).

Recht smittelbelehrung:

Gegen diesen Beschluß ist aus den Gründen des 
§ 320 Abs. A Satz 4- ZPO ein Rechtsmittel nicht 
gegeben.

Dr. Reumann Dr. Etzel Dr. Peiler
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